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Kein Wegeunfall einer Versicherten, die ihren (versicherten) unmittelbaren Weg von der 
Arbeitsstätte zum Dritten Ort (Entfernung 44 km) zum beabsichtigten Tätigen von Einkäufen 
(nicht nur geringfügig) unterbricht, indem sie nach Abstellen ihres PKW den 97 m langen 
Weg zu der Einkaufsstätte zurückgeht, und auf diesem Weg noch im öffentlichen Verkehrs-
raum der Straße verunfallt - innerer Zusammenhang – Unvereinbarkeit einer weiteren Aus-
dehnung des Versicherungsschutzes auf privat veranlasste Verrichtungen im öffentlichen 
Verkehrsraum mit dem Zweck der gesetzlichen UV  

(§ 550 Abs 2 i. V. m. Abs. 1 RVO) 
 

hier:  
Urteil des Bundessozialgerichts vom 09.12.2003 – B 2 U 23/03 R -  
Bestätigung Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 26.03.2003 – L 3/9 U 462/00, 
HVBG-INFO 2003, 2030-2039 

 
Das Bundessozialgericht hat mit Urteil vom 09.12.2003 – B 2 U 23/03 R - wie folgt 
entschieden: 
 
(Nichtamtliche Orientierungssätze:) 
 
1. Wird der Weg zu oder von der Arbeitsstätte durch eine private Besorgung mehr als nur geringfügig 

unterbrochen, besteht während der Unterbrechung kein Versicherungsschutz; dieser setzt erst 
wieder ein, wenn die eigenwirtschaftliche Tätigkeit beendet ist und der ursprüngliche Weg wieder 
aufgenommen wird.  

 
2. Diesen Grundsatz hat das BSG freilich bisher mit der Einschränkung versehen, dass der 

Versicherungsschutz trotz der vorübergehenden Lösung vom betrieblichen Zweck des Weges 
solange erhalten bleibt, wie sich der Versicherte noch innerhalb des öffentlichen Verkehrsraums 
der für den Weg zu oder von der Arbeitsstätte benutzten Straße aufhält. Die nicht mehr versicherte 
Unterbrechung des Weges beginnt danach erst, wenn der öffentliche Verkehrsraum, 
beispielsweise durch Betreten eines Geschäftes oder durch Einbiegen in eine Seitenstraße, 
verlassen wird, und endet, sobald der Versicherte nach Erledigung der eigenwirtschaftlichen 
Verrichtung zur Fortsetzung des Weges in den Bereich der Straße zurückkehrt. An dieser 
einschränkenden Rechtsprechung, die in der Vergangenheit aus Gründen der Rechtsklarheit und 
Verwaltungspraktikabilität die Einbeziehung bestimmter im privaten Bereich wurzelnder Un-
fallrisiken in den Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung in Kauf genommen hat, hält der Senat 
nach erneuter Prüfung nicht mehr fest.  
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3. Neben Abgrenzungsschwierigkeiten ergeben sich aus der Einbeziehung der im Straßenbereich zu 

Einkaufszwecken zurückgelegten privaten Wege in den Versicherungsschutz 
Wertungswidersprüche.  

 
4. Die von der Rechtsprechung entwickelten Abgrenzungsmerkmale sind deshalb stets umstritten 

gewesen und mussten vom BSG immer wieder gegen Angriffe verteidigt werden, weil sich 
Wertungswidersprüche im Vergleich mit früheren Entscheidungen nicht vermeiden ließen. 

 
5. Die Rechtsprechung zur Unterbrechung des Versicherungsschutzes bei privaten Besorgungen auf 

dem Weg zu und von dem Ort der Tätigkeit bedarf deshalb einer Neuorientierung, die einerseits 
die geschilderten Zuordnungs- und Abgrenzungsschwierigkeiten so weit wie möglich vermeidet 
und andererseits den Schutz der Unfallversicherung auf Tätigkeiten begrenzt, die wesentlich der 
Zurücklegung des versicherten Weges oder sonst einem betrieblichen Zweck dienen. Der Senat 
geht dabei von folgenden Grundsätzen aus:  

 
6.1 Es steht dem Versicherten frei, sich im öffentlichen Verkehrsraum beliebig zu bewegen, wenn die 

Fortbewegung nach seiner Handlungstendenz der Zurücklegung des Weges von oder zum Ort der 
Tätigkeit zu dienen bestimmt ist. 

6.2 Sobald indes der Versicherte allein eigenwirtschaftliche Zwecke verfolgt, die mit der versicherten 
Fortbewegung nicht übereinstimmen, wird der Versicherungsschutz unterbrochen und zwar so 
lange, bis er die Fortbewegung auf sein ursprüngliches Ziel hin wieder aufnimmt. 

6.3 Bei Benutzung eines Fahrzeugs (PKW, Motorrad, Fahrrad) wird die eigenwirtschaftliche 
Handlungstendenz nicht erst mit dem Verlassen des öffentlichen Verkehrsraumes zu Fuß 
ersichtlich. Sie prägt das Verhalten des Versicherten, sobald er zB mit dem Ziel des Besuchs eines 
Geschäftes sein Fahrzeug verlässt, also dokumentiert, dass er sich vorläufig auf dem versicherten 
Weg nicht weiter fortbewegen will. Dabei spielt es keine Rolle, ob er das Fahrzeug in unmittelbarer 
Nähe des Geschäfts abstellt oder es in relativ größerer Entfernung - vor oder hinter dem Geschäft - 
parken kann.  

6.4 Auch das Zurücklegen des Fußweges zwischen dem Fahrzeug und dem Geschäft ist allein der 
eigenwirtschaftlichen Verrichtung des Einkaufens und nicht mehr dem Zurücklegen des 
versicherten Weges zu dienen bestimmt. Es kann auch nicht als gemischte Tätigkeit  angesehen 
werden, weil sich die Wege vom Fahrzeug zum Geschäft und von dort wieder zurück zum 
Fahrzeug eindeutig von dem Weg zum oder vom Ort der Tätigkeit abgrenzen lassen. Ebenso 
wenig ist es rechtlich bedeutsam, ob die eigenwirtschaftliche Verrichtung im Straßenraum selbst 
oder außerhalb desselben erledigt werden soll und in welche Richtung sich der Fahrzeugnutzer 
bewegen muss.  
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